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geleistet werden soll, man hätte aktiver einschreiten, Anlässe ergreifen oder 
machen sollen, und namentlich möchte es gut sein, eine zu einem ändern Zwek 
veranstaltete Mission auch zur Erledigung des schwebenden Konflikts zu be­
nutzen.

Es sei aufgefallen, dass nicht mehr geschehen sei:
a.) In der Kapuzinerangelegenheit und der Frage von deren Unterbringung in 

sardinischen Klöstern.3
b.) In den Beziehungen zu Brambati, den man vielleicht sehr gut hätte benut­

zen können, um vertraute Personen der Eidgenossenschaft mit dem mailändi­
schen Gouverneur in Berührung zu bringen.4

Die Kapazität von Herrn Steiger wird in Zweifel gezogen. Seine Freude bei 
Übermittlung der Note3, sein Styl, empfehlen ihn nicht am besten. Wäre ein 
Wechsel gut?

Wie ist die Stimmung der anderen Mächte in dieser Angelegenheit; man ver­
langt keine Vermittlung von ihnen, aber leisten sie etwa sonst de bons offices?

Ist bereit, dem Bundesrath selbst die Ansichten der Kommission vorzutragen 
und zu entwikeln.

Wäre der Bundesrath mit den ausgesprochenen Grundsätzen einverstanden, 
so könnte dann der Bericht sehr kurz werden.

3. Cf. N os 190 et 191.
A. Le comte Bram bati était une personnalité de Milan bien vue des autorités lom bardes (peut-être  
mêm e un agent), qui avait maintenu des liens étroits avec le Tessin pendant le blocus dans le but 
d ’obtenir q u ’un délégué du Gouvernem ent tessinois se rende à Milan. Cf. le rapport de Bour­
geois- D oxat au Président de la Confédération du 22 décem bre 1853, non reproduit.
5. Cf. N° 193.
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Le Chargé d ’affaires de Suisse à Vienne, L. Steiger, 
au Président de la Confédération, F. Frey-Hérosé

Copie

Confidentiell Wien, 14. Februar 1854

Aus Ihrer sehr geehrten Zuschrift vom 7. d. M .1 ersehe ich zu meinem Vergnü­
gen, dass der Schweizerische Ständerath dem Beschlüsse des Nationalraths in 
Bezug auf den oesterreichischen Conflikt ohne lange Diskussion beigetreten ist.2

1. E 2200 Wien 1 /40 .
2. L e Conseil des Etats avait accepté le 7 février l ’arrêté adopté le 4 par le Conseil national, qui
confirm ait l ’arrêté fédéral du 3 août 1853  (E 1001 [D] d 1 /7 ,  n° 588 et E 1001 [Cl d 1 /1 0
n° 731).
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Seitdem werden Sie meine Depesche vom 11./12.3 erhalten haben, worin ich 
Ihnen die Grundzüge mitzutheilen die Ehre hatte, auf welche das kaiserliche 
Cabinet die Austragung dieser Frage basirt. Ich kann nicht umhin, dieselbe als 
einen bedeutenden Schritt zur Verständigung zu betrachten. Der Impuls zu dem­
selben dürfte allerdings in der kriegerischen Gestaltung der orientalischen Frage 
zu suchen sein. Österreichs Stellung in dieser Frage war von Anfang an eine pein­
liche. Mit Russland gegen die Westmächte konnte es nie und nimmer gehen, wenn 
es die heiligsten Interessen seiner Staaten nicht auf das Spiel setzen wollte. Die 
Sympathie des Kaisers für den russischen Monarchen, das Gefühl der Dankbar­
keit von dem ungarischen Feldzug her, waren mächtige Triebfedern, den alten 
Alliirten nicht zu verlassen, bei dieser Lage gab es nur einen Mittelweg, den einer 
strengen Neutralität, die auch bewahrt werden wird, wenn nicht unvorhergese­
hene Fälle des Krieges dieselbe unmöglich machen. Für die Schweiz ist diese Lage 
keine ungünstige und kann das Mittel zu einer für beide Theile ehrenvollen Aus­
tragung des Confliktes mit Tessin bieten. Österreich verlangt allerdings noch das 
Recht einer Controlle über den Aufenthalt der Flüchtlinge in den Gränzcanto- 
nen, jedoch mit einigen Modificationen. Die Listen über die Flüchtlinge können 
kein grosses Hindernis darbieten, da durch meine Vermittlung das kaiserliche 
Cabinet schon häufig die Mittheilungen des Justitz- und Polizeidepartements 
über die ausgewiesenen und noch anwesenden fremden Flüchtlinge erhalten hat, 
in gleicher Form könnte es ja auch in der Folge, wenn wesentliche Veränderungen 
sich ergeben, bleiben. Der schwierigste Punkt ist noch derjenige, ob Österreich 
das Recht zugestanden werden soll, über die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit 
eines Flüchtlings in den Gränzcantonen zu entscheiden. Graf Buol wünscht nun­
mehr, dass deshalb vertraulich in diplomatischem Wege angefragt werde, ob die­
ser oder jener Flüchtling ein für Österreich gefährliches Individuum sei oder 
nicht? Diese Form ist jedenfalls eine viel liebsamere, als das frühere peremptori­
sche Begehren Österreichs und gehört eher in die Cathegorie der Verständigun­
gen als der Forderungen. Ich glaube, dass da ein Mittelweg dürfte gefunden wer­
den, der zu einer Vereinbarung führt. Ich kann nur wiederhohlen, dass die Gesin­
nung hier eine sehr günstige ist und man ein freundliches Entgegenkommen von 
Seite der Schweiz erwartet, um diesem so peinlichen Zustande ein Ende zu 
machen. Meine Ansichten über die Note vom 25. October mögen allerdings etwas 
zu sanguinisch gewesen sein4, allein, dass meine Hoffnungen nicht ganz eitel 
waren, beweist die jetzige Stimmung.

Ich würde Sie bitten, Titl., dem englischen Geschäftsträger Herrn Christie vor­
erst noch keine Mittheilung hierüber zu machen, da derselbe in sehr lebhafter 
Correspondenz mit Graf Westmoreland steht. Der edle Lord besitzt, unter uns 
gesagt, eine gehörige Dosis Neugierde und möchte, ich weiss nicht, ist es wirkli­
ches Interesse für die Schweiz, seinen vermittelnden Einfluss stets aufbieten. Da 
ich nicht weiss, ob es der Schweiz angenehm sein dürfte, bei dieser Frage einen 
fremden Einfluss geltend zu machen, so setzt mich die Wissbegierde des Grafen 
oft in grosse Verlegenheit. Ich bitte Sie, diese Bemerkung, welche ich mir in streng 
confidentieller Weise erlaube, im Interesse der Sache gütigst zu entschuldigen.

3. E 2300 Wien 7.
4. Cf. N° 193.
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Wegen einer zu grossen Ängstlichkeit, bitte ich Sie, Titl., unbesorgt zu sein, ich 
werde der Würde unseres Vaterlandes nichts vergeben und mit Muth und Ent­
schlossenheit dieser wichtigen Frage meine volle Aufmerksamkeit und Thätigkeit 
zuwenden.

199
E 2 /5 3 0

Proposition du Chef du Département politique, F. Frey-Hérosé,
au Conseil fédéral

Bern, 30. März 1854

Durch Protokollauszug vom 19. August vorigen Jahres1 hat der Bundesrath 
dem Unterzeichneten Departement «zur Vollziehung» diejenigen Beschlüsse 
überwiesen, welche die beiden gesetzgebenden eidgenössischen Räthe bei Anlass 
der Prüfung des bundesräthlichen Geschäftsberichtes und der Staatsrechnung für 
das Jahr 1852 gefasst haben, soweit sie das politische Departement betreffen.2 
Der eine dieser Beschlüsse enthält folgende Aufträge:

«Der Bundesrath wird eingeladen, der Bundesversammlung einen Bericht 
über die Zwekmässigkeit einer Vervollständigung der diplomatischen Vertretung 
der Schweiz und eine Ausdehnung derselben über diejenigen Länder, welche die 
zahlreichsten und wichtigsten Verbindungen mit derselben pflegen, vorzulegen. 
Zugleich wird der Bundesrath eingeladen, seinem Berichte auch Anträge über die 
Bestimmung des Ranges der schweizerischen diplomatischen Agenten, ihres 
Gehaltes, ihrer Gebühren, und ihrer Obliegenheiten im Allgemeinen beizu­
legen.»

Das Departement hat die Ehre, dem Bundesrath hierüber seine Ansicht in 
nachfolgendem Bericht auszusprechen.

Der Hauptzwek, den man durch eine diplomatische Vertretung in einem frem­
den Staat erreichen will, ist Wahrung der eigenen Rechte und Interessen gegen­
über dem Ausland, so wie Schutz und Unterstützung der Landsleute, die sich in 
jenem fremden Staat befinden oder die in gewissen Verhältnissen zu den Einwoh­
nern desselben stehen. Ferner Erweiterung und Befestigung der freundschaftli­
chen Beziehungen der Staaten untereinander und Förderung der gegenseitigen 
Interessen.

Mit diesem Zwek verbinden aber namentlich grosse Staaten, welche einen 
bedeutenden Einfluss auf das Völkerleben überhaupt ansprechen, und vermöge 
ihrer physischen Stärke auch durchsetzen können, noch viel weitergehende 
Bestrebungen. Sie begnügen sich nämlich nicht nur mit der Wahrung der direkten 
Interessen ihres eigenen Landes, sondern sie suchen auch indirekte Vortheile

1. Non reproduit.
2. Procès-verbal du Conseil national du 3 août 1 8 5 3 (E  1001(C)d 1 /9 ,  n° 585). Cf. aussi le rap­
p o rt de la Com mission du Conseil national sur la gestion du Conseil fédéral en 1852, publié dans 
FF 1853 II, p. 7 6 7 -7 7 1  et 868. -
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